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Gemäss verschiedenen Medienberichten steigt die Anzahl Kinder an, die in den kommenden 
Jahren die Basler Kindergärten besuchen werden. Der Regierungsrat hält in der 
Anzugsbeantwortung von Stephan Luethi-Brüderlin und Konsorten betreffend Platzsituation von 
Kindergärten fest, dass zwischen den einzelnen Kindergärten bezüglich Grösse und Zustand von 
Innenraum und Aussenräumen sehr grosse Unterschiede bestehen. Weiter schreibt er, dass die 
Suche des Erziehungsdepartements für einen Ersatz des Kindergarten Bündnerstrasse 38 bis 
heute leider ergebnislos verlaufen ist. Geeignete und den heutigen Vorschriften entsprechende 
Räumlichkeiten zu finden scheint sehr schwierig zu sein. 

Ich bitte in diesem Zusammenhang den Regierungsrat um die Beantwortung folgender Fragen: 

1. In welchen Kindergärten wird im laufenden Schuljahr die gesetzlich erlaubte Klassengrösse 
überschritten? 

2. Über wie viel Quadratmeter Innen- und Aussenraum (Zielgrösse) sollte ein Kindergarten laut 
der offiziell definierten Raumstandards pro Kindergartenkind verfügen? 

3. In welchen Kindergärten können diese Raumstandards in diesem Schuljahr nicht eingehalten 
werden? 

4. Was gedenkt der Regierungsrat dagegen zu unternehmen? Bis wann will er hier Abhilfe 
verschaffen? 

5. Wie viele zusätzliche Kindergärten müssen in den nächsten Jahren in welchen Quartieren 
eröffnet werden, um ausreichend Platz für die ansteigende Zahl an 
Kindergartenschüler/innen zu haben? 

6. Warum wurden nicht mehr Räume in Schulhausneu- und Umbauten eingeplant? 

7. Welche Massnahmen hat der Regierungsrat in die Wege geleitet, dass diese zusätzlich 
nötigen Räumlichkeiten 2014 und in den Folgejahren bereit stehen? 

8. Wie viele zusätzliche Kindergartenlehr- und unterstützende Fachpersonen müssen rekrutiert 
werden, damit 2014 und in den Folgejahren genügend Personal zur Verfügung steht?  

9. Mit welchen Massnahmen (ausgetrockneter Arbeitsmarkt, Primarschule als Konkurrenz mit 
höherer Entlöhnung) gedenkt der Regierungsrat, dieses Personal gewinnen zu können? 
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